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Auch in Deutschland hatten viele Leute, besonders im 
linken Spektrum, geglaubt, dass sich 2015 für die 
Menschen in Griechenland mit der neuen Regierung 
etwas verändern würde. Die Veränderungen waren leider 
nicht zum Besseren: Die soziale Situation ist weiterhin 
eine Katastrophe: Mehr als jeder Vierte ist arbeitslos, bei 
den jungen Leuten mehr als jeder Zweite. Die Löhne und 
RentenRenten wurden auf Hungerniveau zusammengekürzt. 
Unzählige Haushalte haben kein regelmäßiges Einkom-
men, können ihre Mieten nicht zahlen und haben den 
Strom abgestellt bekommen. Die Liste ließe sich beliebig 
verlängern. Und die im Januar gewählte, angeblich 
„linke“ Regierung aus der sozialdemokratischen SYRIZA 
und der nationalistischen ANEL, tat nicht nur nichts, um 
die Lage der breiten Masse zu verbessern, sondern radi-
kalisierte die Verelendungspolitik im dritten „Memoran-
dum“ noch weiter: Vorgesehen sind weitere Kürzungen 
bei den Renten und im sozialen Bereich, massive Privati-
sierungen und Liberalisierungen, sowie Erhöhungen der 
Mehrwertsteuer.
Mit diesen Maßnahmen versuchen die griechische 
Regierung und die Europäische Union unter deutscher 
Führung, den europäischen Konzernen (einschließlich 
der griechischen!) höhere Profite auf Kosten der arbei-
tenden Menschen zu sichern. 

Das griechische Beispiel zeigt, dass der Kapitalismus 
weder durch eine „rechte“, noch durch eine „linke“ 
Systemverwaltung ein menschliches Antlitz erhält. Kapi-
talismus bedeutet immer und überall Profite für die 
Wenigen auf Kosten der Vielen. Die Kommunistische 
Partei Griechenlands (KKE) und die in der PAME verein-
ten klassenkämpferischen Gewerkschaften wissen das 
und arbeiten daher Tag und Nacht daran, die Masse der 
Bevölkerung am Arbeitsplatz, an der Uni, in den Nach-
barschaften zu organisieren Ihr Vorschlag: Der gemein-
same Kampf gegen die Macht der Konzerne, für 
Verbesserungen der Lebensbedingungen im Hier und 
Jetzt und für den Sturz des kapitalistischen Systems. Für 
die einseitige Streichung der Schulden, die das grie
chische Volk nicht zu verantworten hat. Für den Austritt 
aus EU, Euro, NATO und allen anderen Bündnissen des 
Kapitals. Dass diesen Kräften unsere Solidarität gilt, steht 
für uns als DKP außer Frage.
„Keiner bleibt alleine!“ – unter diesem Slogan organisiert 
die griechische Gewerkschaftsfront PAME derzeit Solidari-
tätskomitees im ganzen Land, um angesichts der Massen-
verelendung materielle Soforthilfe zu leisten.
Spenden: DKP-Parteivorstand, GLS Bank Bochum
IBAN DE36 4306 0967 4002 4875 02, Verwendungs-
zweck: Griechenland-Solidarität
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Arbeitszeitmanipulation wegen Mindestlohn
Reutlingen.Reutlingen. Seit Anfang 2015 ist das Gesetz über den 
Mindestlohn von 8,50 Euro in Kraft. Damit müssten auch 
in Reutlingen TaxifahrerInnen, Auslieferungsfah-
rerInnen, Transporteure und ähnlich niedrig bezahlte 
ArbeiterInnen seit Januar deutlich mehr Lohn erhalten. 
Kaum einer von ihnen bestätigt das auf Befragen. Statt-
dessen wird über merkwürdige, der real geleisteten 
Arbeitszeit nicht entsprechenden, Arbeitsnachweise 
berichtet, die den Fahrern zur Unterschrift vorgelegt  

werden, andernfalls könnten sie nicht weiter beschäftigt 
werden. Damit wird verständlich, warum Unternehmer-
verbände die Dokumentationspflicht von Arbeitszeit im 
Zusammenhang mit dem Mindestlohn angreifen: Über 
die Manipulation der Arbeitszeit wird der schon zu 
niedrige Mindestlohn unterlaufen. Wenn sie ihren bishe-
rigen Verdienst nicht auch noch verlieren wollen, werden 
aus schlecht bezahlten ArbeiterInnen „betrogene 
Betrüger“ gemacht. Realer Mindestlohn für die wirkliche 
Arbeitszeit sollte effektiv kontrolliert werden, dann 
werden auch Tagesarbeitszeiten über zwölf Stunden und 
wöchentliche Arbeitszeiten von 72 Stunden nicht mehr so 
leicht erzwingbar.

KLASSENKAMPFKOLUMNE
s den Beteben

Industrie 4.0“ gilt als eine neue industrielle Revolu-
tion, Vernetzung aller Lebensbereiche durch Digitali-
sierung. Was ist das speziell Neue, das in der 
Industrieproduktion passiert?
Es wird nur noch nach Auftrag produziert. Es soll kein 
Lager mehr für fertige Produkte geben. Das Marktrisiko 
soll kleiner werden. Wenn neue Technik entwickelt wird, 
werden die Investitionen – riesige Investitionen – auf 
mehrere Unternehmen verteilt.

Und was bedeutet das für die Menschen, die in der 
Produktion arbeiten?
Vereinzelung.Vereinzelung. Druck auf festgelegte Arbeitszeiten. Druck 
auf die Anzahl der Arbeitsplätze, auch der qualifizierten 
Arbeitsplätze. Es kommt zu einer weiteren Differenzie-
rung der Beschäftigten in „Kern-“und „Rand“belegschaft. 
Das hat Folgen für alle Lebensbereiche.

Was bedeutet diese „Differenzierung“?
Weitere Spaltung der Arbeiterklasse natürlich. Im Betrieb 
und überhaupt. „Vernetzung aller Lebensbereiche“ hört 
sich natürlich toll an. Aber wenn unter unseren heutigen 
Verhältnissen von einem „gravierenden Grad der Kom-
plexität der vierten industriellen Revolution“ geredet wird, 
geht es trotzdem um das, worum es immer im Kapitalis-
mus geht, wenn neue Technik kommt: Verschärfung der 
Ausbeutung. Jetzt soll mit „umfassender Digitalisierung“ 
die ganze Gesellschaft dem Verwertungsinteressen des 
Monopolkapitals unterworfen werden.

Erklär das mal
Eine Sache ist natürlich, den „Standort Deutschland“ 
gegenüber der Konkurrenz in Übersee auszubauen. 
Aber dieser „Standortvorteil“ bringt den Menschen kein 
besseres Leben, sondern das Gegenteil. Marxistisch 
theoretisch formuliert: Je höher sich Automatisierungund 
Technisierung entwickeln, desto größer wird der 

INTERVIEW MIT MANFRED JANSEN

 Anteil des konstanten (also „toten“) Kapitals im Produkti-
onsprozess zu Lasten des „lebendigen“ und wertschaf-
fenden variablen Kapitals. Desto mehr sinkt dann 
tendenziell die Profitrate. Desto mehr steigt der Zwang 
des Kapitals, dieses Absinken der Profitrate durch 
Erhöhung der Ausbeutungsrate (der Mehrwertrate) zu 
kompensieren. Desto mehr verschärft sich der Wider
spruch zwischen Produktivkraft und Massenkaufkraft, 
was zwangsläufig zur Krise führt. Mit „Industrie 4.0“ wird 
sich der Widerspruch noch mehr zuspitzen.

Welcher Widerspruch? Und warum durch Industrie 
4.0 in neuer Qualität?
Einerseits ist die Produktivkraft da, um globale Mensch-
heitsfragen zu lösen, zur Abschaffung von Hunger und 
Armut, für ein gutes Leben aller Menschen. Andererseits 
werden die Menschen in nie gekanntem Umfang aus der 
Produktion „herausgetreten“, aber eben (weil unter kapi-
talistischen Bedingungen) nicht automatisch in ein gutes 
Leben. 

„Iuste 4.0 spitzt die kapitastisc 
Kse weiter zu!“

Manfred Jansen war lange Jahre Betriebsratsvorsitzender in 
einem Stuttgarter Metallbetrieb. Gemeinsam mit seinen Kolle-
gInnen vereitelte er in einer über 10-jährigen Auseinanderset-
zung die bereits beschlossene und öffentlich verkündete 
Zerschlagung des Betriebes. Inspiriert davon schrieb er das 
Buch „Ihr seid Träumer, sagte der Traum“ das unter Insidern als 
Lehrbuch kämpferischer Betriebsarbeit gilt. (zu beziehen unter 
buchmj@t-0nline.de für 16.-€ + 2,40€ Versand)
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JUGENDKOLUMNE
c se

Erschöpfung oder mussten sich durch die Wirkung des 
Pfeffersprays übergeben. Die Festgenommenen wurden 
mit Kabelbindern gefesselt und so bei Temperaturen 
kurz über dem Gefrierpunkt im strömenden Regen 
stehen gelassen. 

Grün-RoterGrün-Roter Polizeistaat (wir haben dich zum Kotzen 
satt!) Die politische Verantwortung für das lebensgefähr-
liche Vorgehen der Polizei trägt Innenminister Reinhold 
Gall (SPD). Seit der Regierungsübernahme durch die 
Grünen/SPD-Landesregierung werden in Ba-Wü nach 
wie vor weder Kosten noch Mühen gescheut, um faschi-
stische Veranstaltungen durchzuprügeln. Es gibt weiter
hin keine Aufklärung über die Verstrickung von NSU, 
Verfassungsschutz und rechten Polizisten.
Wiedereinmal hat der Staat in Weinheim eines ganz 
deutlich gemacht: Der Feind steht für ihn links und muss 
mit aller Härte bekämpft werden. Den Nazis wird mit allen 
Mitteln der Weg freigeprügelt. Gleichzeitig brennen 
überall in Deutschland Flüchtlingsheime, die von der 
Polizei angeblich nicht genug geschützt werden können.
Werde aktiv: www.sdaj-tuebingen.de

Weinheim: Polizei prügelt der NPD mit aller Gewalt 
den Weg frei! Am 21. Oktober konnte die NPD zum 
dritten Mal in Folge ihren Parteitag in Weinheim durchfüh-
ren. Ermöglicht wurde das durch einen massiven Polizei-
einsatz, der mehr als hundert verletzte AntifaschistInnen 
forderte. Mehr als 200 DemonstrantInnen wurden im 
Verlauf des Tages in Gewahrsam genommen. Von 8:30 
bis etwa 15:00 Uhr wurden zahlreiche Menschen, 
darunter auch einige Minderjährige, in einem Polizeikes-
sel in der Birkenauer Talstraße festgesetzt. Die angerei-
sten Nazis wurden unter Polizeischutz in nur wenigen 
Metern Entfernung am Kessel vorbeigeschleust. 
Während die Faschisten unbehelligt ihren Parteitag in der 
Stadthalle beginnen konnten, waren die Menschen im 
Kessel über Stunden hinweg Schikanen und immer 
neuen Prügel- und Pfeffersprayattacken ausgesetzt. 
Viele der Betroffenen mussten wegen Platzwunden am 
Kopf medizinisch versorgt werden, kollabierten vor 
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Mafia der Regierung. Auch heute geht in der Ex-DDR die 
Enteignung durch verscherbeln landwirtschaftlicher 
Großbetriebe mit riesigen Agrarflächen, an globale 
Konzerne weiter. Privatisierung bis zum geht nicht mehr 
im Sinne der EU mit der CDU-SPD-Regierung, mit Bun-
desmutti Merkel und Erzengel Gabriel. Was früher den 
Bauern gehörte, die ihre Landwirtschaften in die Produk-
tionsgenossenschaften (LPG) einbrachten, wird heute 
spekulativ an Aktionäre verschleudert, die damit die 
Erzeugerpreise an den Agrar-Börsen diktieren. 
Und nicht nur das: Mit dem Überstülpen des Grundge-
setzes auf die DDR, wurden die Chancen vertan, eine 
neue Verfassung für ein neues Deutschland zu schaffen. 
Eine Verfassung, in der die antifaschistische, antirassi-
stische Ordnung festgeschrieben sein müsste. In der zu 
stehen hätte, dass Deutschland ohne Militärbündnisse 
neutral und antimilitaristisch sein muss. Dass von deut
schem Boden nie wieder Krieg ausgehen darf. 
Die deutsche Einheit ist nicht eitel Freude, wie dem deut-
schen Volke und der Welt vorgegaukelt wird. Setzen wir 
politisch alles daran, dass auf deutschem Boden eine 
demokratisch sozialistische Friedensordnung entstehen 
kann, von der wirklich Frieden für Europa und die Welt 
ausgeht.

Am 3.Oktober 2015 wurde der 25.Jahrestag der "deut-
schen Einheit" begangen. Gefeiert von denen, die sich 
als Kapitalisten und Spekulanten schon immer das Volks-
vermögen und die staatliche Organisation der DDR ein-
verleiben wollten. Die antifaschistische, sozialistische, 
antimilitaristische GrundeinsteIlung eines deutschen 
Staates – die Deutsche Demokratische Republik – wurde 
nach 40  Jahren zerschlagen. 
Die Anfang Juni 1990 erzwungene Wirtschfts- und Wäh-
rungsunion bedeutete bereits die Auslieferung Ost-
deutschlands an das große Kapital. Die Folgen sind 
heute noch vielerorts in Industrieruinen statt "blühenden 
Landschaften" sichtbar. In den Jahren 1990 bis 1995 
wurden dort drei Millionen Arbeitsplätze vernichtet. Im 
Jahr 1997 war im Industriebereich nur noch ein Drittel der 
Menschen beschäftigt, die dort 1989 arbeiteten. Große 
Wohnungseinheiten der einstmals dort schaffenden, sind 
heute dem Zerfall und den Abrissbirnen der Grundstücks-
wucherer preisgegeben. 
Das Volksvermögen der DDR wurde für die BRD- und 
andere Kapitalisten enteignet und an Spekulanten durch 
die "Treuhand" verschleudert. Damit fungierte dieses 
Instrument – “eine Treuhand wäscht die andere" – als 

KOMMENTAR VON GERHARD BIALAS
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09./10. Januar || Luxemburg-Liebknecht-Lenin Wochen-
ende in Berlin / Rosa Luxemburg Konferenz

11. Januar || Treffen der DKP Tübingen

12. Januar || Treffen der DKP Reutlingen

12. Januar || Roter Tresen im Club Voltaire zu Venzuela

1. Februar || Treffen der DKP Tübingen

9. Februar || Roter Tresen im Club Voltaire zur NATO-
Geheimarmee „Gladio“

13. Februar || Demonstration gegen die NATO Sicher-
heitskonferenz in München

7. März || Treffen der DKP Tübingen

8. März || Internationaler Frauentag & Roter Tresen im 
Club Voltaire zu Flüchltlingspolitik

13. März || Landtagswahl in Baden-Württemberg

26. März || Antimilitaristischer Ostermarsch in Stuttgart

4. April || Treffen der DKP Tübingen

9. April || Antimilitaristische Demonstration gegen die 
Königsbronner Gespräche

Auf dem laufenden bleiben:
www.news.dkp.de // www.sdaj-netz.de
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Wer Wir Si

Niedriglöhne, Arbeitslosigkeit, unbezahlbare Mieten, 
prekäre Beschäftigung, Kriegseinsätze der Bundeswehr, 
Nazis, Rassismus und Benachteiligung von Frauen im 
Alltag – all das ist Teil unserer Lebensrealität in Deutsch-
land. Wir leben in einem der reichsten Länder der Welt 
und trotzdem reicht für viele Menschen das Geld nicht 
aus für ein gutes Leben. Während wir mit unseren 
LöhnenLöhnen gerade so über die Runden kommen und man 
uns sagt, in der Krise müssten eben alle den Gürtel enger 
schnallen, haben die verschiedenen Regierungen in 
Deutschland Milliarden und Abermilliarden Euros für 
Banken und für Kriege in aller Welt ausgegeben. Der 
Reichtum, den Dutzende Millionen Menschen in 
Deutschland schaffen, liegt ganz überwiegend in den 
Händen einer kleinen Minderheit.Händen einer kleinen Minderheit.
Der Staat, in dem wir leben, ist ein kapitalistischer Staat. 
Auch wenn er sich als „Demokratie“ bezeichnet, werden 
in ihm die wichtigen Entscheidungen nicht vom Volk, also 
der breiten Masse der arbeitenden und lernenden 
Menschen getroffen. In diesem Staat herrschen in Wirk-
lichkeit die Banken und Konzerne. Die Wirtschaft und das 
ganze gesellschaftliche Leben werden dem Ziel immer 
höhererhöherer Profite untergeordnet – und im Kapitalismus 
kann das auch gar nicht anders sein. 
Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) ist die 
Partei, die konsequent die Interessen und Rechte der 
lohnabhängigen Menschen, der arbeitenden und ler-
nenden Jugend, der Arbeitslosen und Rentner in 
Deutschland verteidigt. Wir setzen uns gegen Kriege und 
Militarismus, gegen Faschismus und Rassismus, gegen 
den Kapitalismus und für wirkliche Demokratie ein, in der 
diedie breite Masse die politische Herrschaft und die Wirt-
schaft kontrolliert. Eine andere, sozialistische Gesell-
schaft ist möglich – aber sie kommt nicht von alleine und 
kann auch nicht durch Reformen oder die Beteiligung an 
einer bürgerlichen Regierung wie z.B. „rot-rot-grün“ ein-
geführt werden. Der Sozialismus kann nur durch die 
revolutionäre Überwindung der kapitalistischen Eigen
tums- und Machtverhältnisse erreicht werden. Für diese 
Perspektive steht die DKP. 
Wenn du interessiert bist, melde dich einfach bei uns 
unter:
dkp-tuebingen@gmx.de 
www.dkptue.blogsport.de

V.i.S.d.P.: Gerhard Bialas c/o Linkes Forum, Am Lustnauer Tor 4, 
72074 Tübingen
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